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Kleine Anfrage 5077 
 
der Abgeordneten Yvonne Gebauer   FDP 
 
 
 
Verbaut Rot-Grün Flüchtlingsjugendlichen Chancen für einen qualifizierten Einstieg in 
das deutsche Bildungssystem? 
 
 
 
Anfang Juli 2016 erschien in der Neuen Westfälischen unter dem Titel „Ministerium verhindert 
Flüchtlingsklassen am Stiftischen Gymnasium“ ein umfassender, kritischer Bericht zum „Wir-
ken des Schulministeriums“. Der Artikel beschreibt, wie ein Projektangebot der genannten 
Schule für eine schnellstmögliche, qualitative Integration junger Flüchtlinge in das Bildungs-
system offensichtlich auf Intervention des Ministeriums für Schule und Weiterbildung verhin-
dert wird. Das renommierte Evangelisch Stiftische Gymnasium in Gütersloh hatte angeboten, 
junge Flüchtlinge mit entsprechenden akademischen und englischsprachigen Vorkenntnissen 
aufzunehmen und in zwei Jahren zum Internationalen Baccalaureate (IB) zu führen. Dieser 
international anerkannte Abschluss würde die Jugendlichen bei einem erfolgreichen Bestehen 
zum Studium berechtigen. Das Internationale Baccalaureate kann an dieser Schule neben 
dem „klassischen Abitur“ von allen Schülerinnen und Schülern erworben werden, die zusätzli-
chen „IB-Unterricht“ belegen. 
 
Vorgesehen waren bis zu zwei eigene Klassen; ein Unterricht würde jedoch z.B. nicht in jedem 
Fach „gesondert“ erfolgen. Darüber hinaus zählt zu dem Konzept, dass die Jugendlichen z.B. 
150 Stunden im Bereich „creativity and activity“ belegen müssen, so dass sie etwa in Vereins-
strukturen eingebunden würden. Darüber hinaus würden den jungen Menschen, die nach ent-
sprechenden Vorkenntnissen ausgesucht werden sollten bzw. bereits ausgesucht worden wa-
ren, neben Englisch selbstverständlich auch umfangreiche Deutschkenntnisse vermittelt wer-
den. In einzelnen Bereichen sollten durch eine Zusatzförderung mögliche bestehende Defizite 
ausgeglichen werden. Die besondere Ausgestaltung für entsprechende, bereits schulisch weit 
fortgeschrittene Flüchtlingsjugendliche hätte darin bestanden, dass sie zwar nicht das deut-
sche Abitur (was für viele kaum möglich sein dürfte), aber einen international anerkannten 
Abschluss erwerben könnten, der zum Studium an deutschen Universitäten berechtigt und der 
ihnen zeitnah Chancen eröffnen könnte. Deutsche Sprachkenntnisse und eine frühzeitige Ein-
bindung in die „Mehrheitsgesellschaft“ würden durch das Konzept befördert. 
 
Da es sich bei der Schule zwar um eine öffentliche Schule handelt, diese aber historisch tra-
diert größere Freiheiten genießt, hatte das bestehende Kuratorium der Schule, in dem viele 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/12762 

 
 

2 

renommierte Vertreter aus Wirtschaft und Gesellschaft vertreten sind, eine finanzielle Unter-
stützung zugesagt. So sollte das Land zwar wie auch für andere öffentliche Schulen für ent-
sprechende Schülerzahlen Lehrerstellenanteile bereitstellen, jedoch wollte das Kuratorium Zu-
satzförderung, aber auch weitere anfallende Kosten wie z.B. Prüfungsgebühren finanzieren. 
So heißt es in dem genannten Artikel: „Die Reinhard-Mohn-Stiftung, Förderer des IB, habe ihre 
Zusage gegeben, ebenso Firmen wie Bertelsmann und Miele, deren Vertreter im Kuratorium 
der Schule sitzen. Man sei von einer sechsstelligen Summe ausgegangen. Ferner sei mit der 
Bürgerstiftung ein Fahrdienst für die auswärtigen Schüler vereinbart worden. Ein Integrations-
fachmann bei der Kreisverwaltung sei für die Einstufungseinschätzung gewonnen worden, mit 
Flüchtlingsinitiativen habe man Gespräche über in Frage kommende Schüler geführt – alles 
vergebens. Das Land lehnte das ESG-Gesuch, die Schüler anerkannt und damit über die 
Schüler-/Lehrer-Relation Stellen (teil-)finanziert zu bekommen, ab.“ 
 
Offensichtlich hat das Schulministerium eine solche Ausgestaltung unterbunden. So heißt es 
in dem genannten Artikel, der Abteilungsleiter der Schulverwaltung bei der Bezirksregierung 
habe die Idee zwar begrüßt, aber demnach „in Abstimmung mit dem Ministerium“ abgelehnt. 
Weiter wird in dem Artikel als Begründung für die Absage ausgeführt: „Das vorgeschlagene 
Konzept würde diese Jugendlichen statt einer möglichst umfassenden und schnellen Integra-
tion in den deutschen Sprachraum und in das deutsche Schulsystem wiederum in einer ge-
sonderten Lerngruppe isolieren", heißt es in seinem Schreiben. Und weiter: „Dies widerspricht 
dem Grundsatz der Landesregierung einer möglichst raschen Eingliederung in den deutschen 
Sprach-, Kultur- und Lebensraum – gemeinsam mit gleichaltrigen deutschen Jugendlichen."  
 
Die Begründungen der Bezirksregierung überzeugen in keiner Weise, da das Konzept, anders 
als unterstellt, explizit umfassenden Deutschunterricht und wichtige Integrationsmaßnahmen 
in die „deutsche Mehrheitsgesellschaft“ vorsieht. Eine Ausgestaltung, die den alleinigen Er-
werb des Internationalen Baccalaureate (IB) vorsieht, wird nach vorliegenden Informationen in 
anderen Bundesländern durchaus ermöglicht. Es ist daher sehr bedauerlich, dass diese Lan-
desregierung selbst in einer solchen Sondersituation lieber auf Ideologie setzt, statt die Bil-
dungs-, Lebens- und Integrationschancen junger Menschen in den Mittelpunkt zu rücken. Nicht 
umsonst beklagte der Schulleiter, hier werde jungen Menschen die Chance auf eine Zukunft 
verbaut und das Konzept sei allein an der Bürokratie gescheitert. Ebenso bezeichnend äußerte 
sich der Projektleiter der Reinhard-Mohn-Stiftung: „Die Idee war richtig gut, und sie hätte funk-
tioniert. Wir hätten das Geld für eine intensive Sprachförderung zur Verfügung gestellt. Es 
wäre ein Weg gewesen, die jungen, intellektuell begabten Zuzügler schnell anschlussfähig zu 
machen.“ 
 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Da die Landesregierung unlängst behauptet hat, dass von rot-grüner Seite überhaupt 

keine Einschränkungen bei einer „gesonderten Beschulung“ intendiert sei: Wie erklärt 
sich die Landesregierung dann die Stellungnahme der Bezirksregierung, die hingegen 
eben dies klar und verbindlich als Linie der rot-grünen Landesregierung definiert? 

 
2. Warum verkündet offensichtlich das Ministerium für Schule und Weiterbildung, dass 

keine Einbindung in den deutschen Sprachraum stattfinde, wenn das Konzept des Stif-
tischen Gymnasiums sowohl intensive Deutschförderung als auch eine Einbindung in 
das gesellschaftliche Leben etwa durch Vereinsarbeit verbindlich für die Jugendlichen 
vorsieht? 
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3. Warum wird in einer solchen Sondersituation ein alleiniger Erwerb eines Internationalen 
Baccalaureate (IB) verhindert, wenn dies in anderen Bundesländern durchaus möglich 
ist? 

 
4. Aus welchen Gründen erachtet es die rot-grüne Landesregierung für die gesellschaftli-

che Integration junger Menschen als zielführender, wenn letztlich offensichtlich auf An-
ordnung des Schulministeriums ggf. deutlich geminderte Chancen auf den Erwerb eines 
Abschlusses bestehen, statt Schulunterricht mit dem Ziel eines solchen anerkannten Ab-
schlusses zu besuchen? 

 
5. Wäre die Landesregierung bereit, ein solches Konzept am Stiftischen Gymnasium z.B. 

als Schulversuch zu erproben? 
 
 
 
Yvonne Gebauer 
 


